
Satzung 
 

§ 1 Name/Sitz 
Der Verein führt den Namen „Freundeskreis Stadtbibliothek Springe e.V.“. Er ist auf dem 

Registerblatt VR 201258 im Vereinsregister beim Amtsgericht Hannover eingetragen. 

Der Verein hat seinen Sitz in Springe. 

Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

Der Verein ist Mitglied der Bibliotheksgesellschaft Niedersachsen e. V., Hannover. 

 

§ 2 Zweck/Aufgaben/Gemeinnützigkeit 
1. Zweck des Vereins ist die Förderung von Bildung und Erziehung. 

2. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 

„steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Der Satzungszweck wird insbesondere 

verwirklicht durch die: 

- ideelle und finanzielle Förderung der Stadtbibliothek Springe beim Ausbau ihrer Angebote 

und ihrer Serviceleistung; 

- ideelle Förderung der hauptamtlichen und ehrenamtlichen Mitarbeiter/innen der 

Stadtbibliothek Springe; 

- Stärkung der Lesebereitschaft von Kindern und Jugendlichen im Interesse einer Verbesserung 

der Sprachkompetenz. 

3. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt keine eigenwirtschaftlichen Zwecke.  

4. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Mitglieder des 

Vereins erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.  Es darf keine Person durch Ausgaben, 

die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt 

werden. 

5. Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zwecks fällt das 

Vermögen des Vereins an die Stadt Springe, die es unmittelbar und ausschließlich für das städtische 

Bibliothekswesen, nur hilfsweise für sonstige, kulturelle Zwecke zu verwenden hat. 

 

§ 3 Mitgliedschaft 
1. Mitglied des Vereins kann jede Person werden, die das 16. Lebensjahr vollendet hat. 

2. Voraussetzung für den Erwerb der Mitgliedschaft ist ein schriftlicher Aufnahmeantrag, der an den 

Verein gerichtet werden soll. Bei beschränkt Geschäftsfähigen, insbesondere Minderjährigen, ist der 

Antrag auch von dem gesetzlichen Vertreter zu unterschreiben. Dieser verpflichtet sich damit zur 

Zahlung der Mitgliedsbeiträge für den beschränkt Geschäftsfähigen. 

3. Der Vorstand entscheidet über den Aufnahmeantrag. 



§4 Beendigung der Mitgliedschaft 
1. Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Ausschluss oder Austritt aus dem Verein. 

2. Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. Bei beschränkt 

Geschäftsfähigen, insbesondere Minderjährigen, ist die Austrittserklärung auch von dem gesetzlichen 

Vertreter zu unterschreiben. Der Ausritt kann nur zum Ende eines Geschäftsjahres erklärt werden, 

wobei eine Kündigung von zwei Monaten einzuhalten ist. 

3. Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn es schuldhaft in grober Weise die 

Interessen des Vereins verletzt. Über den Ausschluss beschließt die Mitgliederversammlung, wobei 

eine Mehrheit von ¾ der abgegebenen Stimmen erforderlich ist. 

 

§ 5 Mitgliedsbeitrag 
1. Der Mitgliedsbeitrag wird von der Mitgliederversammlung festgesetzt. 

2. Der Vorstand kann in geeigneten Fällen Beiträge ganz oder teilweise erlassen oder stunden. 

 

§6 Organe des Vereins 
Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung. 

 

§ 7 Vorstand 
1. Der Vorstand des Vereins i.S.d. § 26 BGB besteht aus dem Vorsitzenden und dem 

stellevertretenden Vorsitzenden. 

2. Der Vereins wird durch ein Mitglied des o.g. Vorstandes vertreten. 

3. Es kann ein erweiterter Vorstand, bestehend aus dem Schatzmeister, dem Schriftführer und bis zu 

drei Beisitzer gebildet werden. 

4. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von 2 Jahren, gerechnet von der 

Wahl an, gewählt. Er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des Vorstandes im Amt. Jedes Vorstandsmitglied 

ist einzeln zu wählen. Zu Vorstandsmitgliedern können nur Mitglieder des Vereins gewählt werden. 

5. Scheidet ein Mitglied des Vorstands vorzeitig aus, so kann der Vorstand für die restliche Dauer des 

Ausgeschiedenen einen Nachfolger wählen. 

6. Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch die Satzung 

dem Organ „Mitgliederversammlung“ übertragen sind. Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a. Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung sowie Aufstellung der 

Tagesordnung; 

b. Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung 

c. Vorbereitung des Haushaltsplans, Buchführung, Erstellung des Jahresberichts und des Jahres-

Rechnungsabschlusses; 

d. Beschlussfassung über die Aufnahme von Mitgliedern. 



7. In allen Angelegenheiten von besonderer Bedeutung soll der Vorstand die Beschlussfassung der 

Mitgliederversammlung herbeiführen. 

 

§ 8 Sitzungen und Beschlüsse des Vorstandes 
1. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei der Mitglieder des Vorstandes anwesend 

sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; bei 

Stimmgleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden, bei dessen Abwesenheit die des 

stellvertretenden Vorsitzenden. 

2. Der Vorstand kann im schriftlichen Verfahren beschließen, wenn alle Mitglieder des Vorstandes 

dem Gegenstand der Beschlussfassung zustimmen. 

 

§ 9 Mitgliederversammlung 
1. Die ordentliche Mitgliederversammlung findet jährlich statt.  

2. Außerordentliche Mitgliederversammlungen finden statt, wenn dies im Interesse des Vereins 

erforderlich ist oder wenn die Einberufung einer derartigen Versammlung von 1/5 der Mitglieder 

schriftlich vom Vorstand verlangt wird; dabei sollen die Gründe angegeben werden. 

 

§ 10 Einberufung von Mitgliederversammlungen 
1. Mitgliederversammlungen werden vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 

stellvertretenden Vorsitzenden durch einfachen Brief oder Fax-Schreiben oder per Email einberufen. 

Dabei ist die vom Vorstand festgelegte Tagesordnung mitzuteilen. Die Einberufungsfrist beträgt zwei 

Wochen. 

2. Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied 

dem Vorstand schriftlich mitgeteilte Adresse mitgeteilt ist. 

 

§ 11 Ablauf von Mitgliederversammlungen 
1. Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 

stellvertretenden Vorsitzenden geleitet; ist auch dieser verhindert, wählt die Mitgliederversammlung 

einen Versammlungsleiter. 

2. Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder 

beschlussfähig. Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im Allgemeinen mit einfacher Mehrheit 

der abgegebenen gültigen Stimmen, Stimmenthaltungen gelten als ungültige Stimmen. Zur Änderung 

der Satzung ist eine Mehrheit von ¾ der abgegeben gültigen Stimmen, zu Auflösung des Vereins eine 

solche von 9/10 erforderlich. Eine Änderung des Zwecks des Vereins kann nur mit Zustimmung aller 

Mitglieder beschlossen werden. 

3. Die Mitgliederversammlung 



- wählt den Vorstand und zwei Kassprüfer*innen 

- kann dem Vorstand Weisungen über die Verwendung der Mittel erteilen; 

- nimmt den Jahresbericht des Vorstandes und den Rechnungsabschluss entgegen und 

entlastet den Vorstand; 

- entscheidet über den nach § 7 festzusetzenden Mindestmitgliedsbeitrag 

- entscheidet über Satzungsänderungen oder die Auflösung des Vereins. 

4. Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die Abstimmung muss schriftlich 

durchgeführt werden, wenn 1/3 der erschienen stimmberechtigten Mitglieder dieses beantragen. 

5. Über Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom Schriftführer 

zu unterzeichnen ist. 

 

§ 12 Auflösung des Vereins 
1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von 9/10 

der abgegebenen Stimmen beschlossen werden. 

2. Falls die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der Vorsitzende und der 

stellvertretende Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren. 

3. Das nach Beendigung der Liquidation vorhandene Vermögen fällt an die Stadt Springe (§2 Abs. 5) 

4. Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend, wenn der Verein aus einem anderen Grund 

aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert. 

 

Fassung vom 07.07.2022 


